Runder Tisch DGF                                         Datum 29.7.2005
An MdB

Herrn Matthäus Strebl

Bundestag

Platz der Republik 1

11011 Berlin

Bürgeranfrage erstellt und diskutiert am "Runden Tisch DGF" in Mamming am 5.7.2005

Sehr geehrter Herr Bundestagsabgeordneter,

seit nun fast 4 Jahren treffen sich politisch Interessierte jeglicher Couleur hier in Niederbayern regelmäßig monatlich am "Runden Tisch DGF", um über aktuelle Themen zu diskutieren. Hin und wieder laden wir auch Referenten ein, um ein Problem tiefer zu beleuchten. Es sprachen bei uns bereits Bundestagsabgeordnete, Umweltschützer und andere für unseren "Runden Tisch" interessante Personen. Auf der Tagesordnung standen die Atomkraftwerke Temelin und Paks, Atomzwischenlager statt Endlager, Benesch-Dekrete, Schilys "Bündnis für Demokratie und Toleranz", Irakkrieg, Arbeitslosigkeit, EU-Erweiterung, Zuwanderung, Maut-Desaster u.a.. Das sei für Sie nur zur Orientierung über uns erwähnt. Als Regel für den "Runden Tisch DGF" gilt, die Teilnehmer kommen übrigens aus ganz Niederbayern, niemanden auszugrenzen, aber sich auch nicht durch einseitige Themensetzung einzugrenzen. Demokratie und Toleranz sind das oberste Gebot unserer Gesprächskultur.

In unserer Julirunde beschlossen wir, anläßlich der kommenden Bundestagswahl, den sich bewerbenden Bundestagskandidaten nicht ganz alltägliche Fragen zu stellen. So beschäftigten wir uns bereits in unserer Junirunde eingehend mit der EU-Verfassung. Dabei stellten wir fest, daß etwas anderes drin steht als es uns die Befürworter und die veröffentlichte Meinung vermittelten. Zum Beispiel suggerierte man dem Bürger unter dem Begriff Subsidiarität, daß die Nationalstaaten und auch die Regionen wie Bayern mehr Entscheidungsrechte in der EU durch die Einführung der Verfassung erhielten als vorher. Wir, die das 482 Seiten starke "Werk" genau gelesen haben,  kommen zu einem ganz anderen Urteil. Mit der EU-Verfassung soll die bisherige Regelungswut der "Eurokraten" verfassungsrechtlich legitimiert werden.  Der österreichische Gewerbeverein vermutet, daß seine Nationalratsabgeordneten (182 dafür, eine dagegen), die ratifizierten, die EU-Verfassung nicht gelesen haben und somit nicht kennen. Wir unterstellen dies unseren Bundestagsabgeordneten nicht, dennoch wollen wir wissen, warum Sie ratifizierten und Ihr niederbayrischer Parteifreund MdB Hinsken nicht?

In diesem kurzen Wahlkampf scheint sich alles nur um die Machtfrage zu drehen. Dies entnehmen wir aus den Berichten der Lokalzeitungen über die Parteiveranstaltungen und die Äußerungen der Akteure über die Konkurrenten der anderen Parteien. Wir als Bürger erwarten aber zu weiteren, uns bewegenden, Problemen,  Antworten. Damit wir unser Kreuz zur Wahl auch an die richtige  Stelle setzen können: 

Sie, wissen doch, daß die Amerikaner, trotz Ende des "Kalten Krieges",  noch mindestens 150 Atomsprengköpfe  auf deutschem Boden lagern. Es ist deshalb anzunehmen, daß Schröders Freund Putin aus Selbsterhaltungstrieb seine Atomraketen nach wie vor auf Deutschland richtet. 

In Niederaichbach und in Temelin sind Atomzwischenlager für Jahrzehnte geplant (ein Zwischenlager als Endlager?) 

Die EU soll um die Türkei erweitert werden.  

In Deutschland leben laut der Ausländerbeauftragten Beck 14 Millionen Menschen mit "Migrationshintergründen".  

Nahezu in jedem größeren Ort entsteht eine Moschee (2500 sind es bereits in Deutschland) und in der EU-Verfassung gibt es keinen eindeutigen Bezug auf unsere christliche abendländische Kultur .  

Das sind alles Themen, die auch ein Volksvertreter klar und deutlich in seinen Wahlversammlungen ansprechen und dazu Stellung beziehen sollte. Zum Beispiel ist Ihr Kollege Dr. Stadler als Referent an unserem "Runden Tisch" für den Beitritt der Türkei zur EU eingetreten, obwohl von den rund 50 anwesenden Gesprächsteilnehmern fast alle massiv einen anderen Standpunkt vertraten. Das war klar und deutlich und wir als Wähler wissen woran wir bei diesem Abgeordneten, zumindest in dieser Frage, sind.  Diese Offenheit ist leider recht selten. 

Wir würden uns freuen, wenn Sie als niederbayerischer Bundestagsabgeordneter, zu diesen, uns zusätzlich bewegenden Themen, Stellung beziehen würden und wir darüber noch in unserer Septemberrunde vor der Wahl diskutieren könnten. Wir werden natürlich mit ähnlichen Fragen auch an die Bundestagskandidaten der anderen Parteien herantreten. Das Prinzip des "Runden Tisches" ist es, öffentlich zu diskutieren. Deshalb werden wir diese "Bürgeranfrage" auch an die niederbayerischen Medien weitergeben.

Mit freundlichen Grüßen

Zusätzlich gezeichnet durch Gesprächsteilnehmer:.........

Anlage: Pressemitteilung des österreichischen Gewerbevereins zur EU-Verfassung
